Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


betr. Hilfe für nach dem Häftlingshilfegesetz an- 
erkannte ehemalige politische Häftlinge 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

dem Bundestag Vorsdiläge zu machen, die eine Verbesserung 

der Hilfe für ehemalige politische Häftlinge vorsehen. Grund- 
sätzlich soll dabei berücksichtigt werden: 

1. Wegfall der auf 6 Monate nach Haftentlassung begrenzten 
Antragsfrist für Leistungen nach dem Häftlingshilfegesetz 
in der Fassung vom 13. März 1957 (BGBl. I S. 186)? 

2. bei Beamten, Angestellten und Arbeitern des öffentlichen 
Dienstes Anrechnung der Haftzeit bei der Festsetzung der 
Dienstjahre ; 

3. Reform der gesetzlidien Bestimmungen über die Entschä- 
digungsleistungen ; 

4. durch die beschleunigte Vorlage des Gesetzentwurfs zur 
Reform des Bundesversorgungsgesetzes eine gerechtere 
Würdigung und Anerkennung der in der Haftzeit und Ge- 
fangenschaft zugezogenen Leiden und eine dem heutigen 
erhöhten Preisgefüge angepaßte Anhebung der Rentensätze 
bei den Beschädigten- und Hinterbliebenenrenten. 


Bonn, den 7. Mai 1958 


Ollenhauer und Fraktion 


Druck; Biididruckerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
AileiJi vertrieb ; Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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